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L. 468. 
Konkurs na posade Nauezyeiela i Organisty w Osobnicy. 

Wedtug uwiadomienia Najprzewielebniejszego Konsystorza Przemysl. obr. Tac. z 
25. kwietnia r. b. L. 189/290. pomimo dwukrotnego juz rozpisania konkursu posada Nau- 
czyciela trywialnego i Organisty w Osobnicy, jeszeze nie obsadzona, 2 ktörg to wprawdzie 
podaczona jest dotacya 210 zkr. jednak z niéj opedzac trzeba opalenie szkofy. Nalezy do 
Patronatu Rzadowego a konkurs trwa do 31. Maja 1866. 

Ched majacy do ubiegania sie o te posade, niech zawezasu podanie swoje nale- 
zycie w Swiadectwa potrzebne zaopatrzone przysla za poSrednietwem Wiadzy swojej do 
Konsystorza tutejszego. Tarnow 3. Maja 1866. 

3. 415. 
Normale über Verſorgung der Witwen und Waiſen uach Trivialſchullehrern. 

Es hat ſich herausgeſtellt, daß die näheren Beſtimmungen, welche bezuglich der Verſorgung 
der Witwen und Waiſen nach Trivialſchullehrern im Sinne des F. 297. der politiſchen 
Schulverfaſſung in Anwendung zu kommen haben, nicht genug bekannt ſind. 

Das hohe k. k. Staatsminiſterium hat daher mit Erlaß vom 23. März l. J. 3. 1809. C. U. ſich 
veranlaßt gefunden, der Krak. k. k Statthalterei Commiſſion einen, diesbezüglich zuletzt für Krain erfloſſenen 
Miniſterial Erlaß vom 9. Auguſt 1864. Z. 5680. C. U. zur Verlautbarung mitzutheilen. 

Im Grunde Erlaſſes der Krak. k. k. Statth. Kom. vom 6. April. 1866. 3. 9270. wird dieſer h. 
Min. Erlaß dem unterſtehenden Schulleitungs- und Lehrperſonale an Trivialſchulen zur Kenntnißname, Be⸗ 
lehrung der betreffenden und zum Nachverhalt in Abſchrift mitgetheilt. 


„Abſchrift des Staatsminiſterial Erlaſſes C. U. vom 9. Auguſt 1864. Z. 5680. 
C. U. an die k. k. Landesbehörde in Krain. 

„Nach $. 297. der polit. Schulverfaſſung und den demſelben beigefügten Nach— 
tragsverordnungen gebührt jeder Schullehrerswitwe, wenn dieſelbe dürftig iſt 
und ihr Ehegatte als definitiv angeſtellter Lehrer durch wenigſtens drei Jahre gedient 
hat, die dort ausgemeſſene jährliche Unterſtützung, welche jedoch niemals aus dem Nor— 
malſchulfonde anzuſprechen, ſondern aus dem Armeninſtitute zu beſtreiten und 
bei Unvermögenheit desſelben auf die Gemeinden, an deren Schule der Lehrer zuletzt 
gedient hat, zu repartiren iſt. 

Daß in dieſem letzteren Falle die Witwenunterſtützung gleich anderen 
Communal⸗Erforderniſſen zu beſtreiten, ſomit als Gemeindelaſt zu behandeln fei, ergibt 
ſich unzweifelhaft aus dem Sinne der vorangedeuteten Verordnungen, und könnte eine an— 
dere Repartirung nur dann eintreten, wenn in einer Gemeinde für verſchiedene 


Confeſſionen abgeſonderte Schulen beſtehen und die Koſten jeder Schule nur von den be- 
züglichen Confeſſionsgenoſſen beſtritten werden. 

Darauf, ob eine Lehrerswitwe erwerbsfähig iſt oder nicht, kömmt es nicht 
nach dieſem Beſtimmungen bei der Beurtheilung des Unterſtützungsanſpruches gar nicht 
an. Als dürftig ſind aber jene Lehrerswitwen anzuſehen, welche entweder kein eigenes 
einen Ertrag abwerfendes Vermögen oder vollkommen geſichertes Einkommen 
beſitzen, oder deren Vermögen oder Einkommen ſo gering iſt, daß damit weder die noth— 
wendigſten Lebensbedürfniſſe gedeckt erſcheinen, noch der geſetzlich bemeſſene Unterſtützungs— 
betrag erreicht wird. Der Ertrag des einer Lehrerswitwe eigenthümlichen Vermögens iſt 
derart zu bemeſſen, daß bei Kapitalien und Realitäten, feibft wenn fie 5% und mehr abe 
werfen, die Intereſſen nur mit 4% berechnet werden, und daß hiervon der Witwe ein 
Viertheil der ihr gebührenden Unterſtützung zu Gute gelaſſen, beziehungsweiſe nur der 
den vierten Theil, der geſetzmäſſigen Unterſtützung überſteigende Betrag des Vermögenser— 
trägniſſes von der Unterſtützung in Abzug gebracht wird; Beträge, um dies an einem Bei— 
ſpiele vollkommen klar zu machen, die einer Lehrerswitwe nach §. 297. Sch. V. gebühren⸗ 
de Jahresunterſtützung 50 fl. und beſaße ſie ein eigenes Vermögen von 700 fl. in 5% 
Staatsobligationen, ſo müßte das Erträgniß der letzteren mit 28 fl. veranſchlagt, davon 
der vierte Theil der Jahresunterſtützung per 50 fl. mit 12 fl. 50 kr. der Witwe zu Gute 
gelaffen, der Reſt von 15 fl. 50 kr. von der Jahresunterſtützung pr 50 fl. in Abzug ges 
bracht und dieſer Witwe ſomit ſtatt der ganzen Jahresunterſtützung per 50 fl. eine ſolche 
von nur 34 fl. 50 kr. zahlbar aus dem Armen-Inſtitute beziehungsweiſe aus Ge— 
meindemitteln, als gebührend zuerkannt werden. 

Beiträge, welche Witwen aus Lehrerwitwen — Penſtonsinſtituten beziehen, 
find auf die Bemeſſung der denſelbeu aus dem Armen-Inſtitute beziehungsweiſe aus Ge⸗— 
meindemitteln geſetzlich gebührenden Unterſtützung von keinem Einfluß, und von den 
Witwen neben dieſer geſetzlichen Gebühr zu genießen. 

In gleicher Weiſe iſt bei der Beurtheilung der Dürftigkeit der Lehrerswai— 
fen vorzugehen. 

Dieſe aus Rückſicht für das in der Regel ohnehin ſehr traurige Loos der Schul— 
lehrerswitwen von dem Miniſterium bei wiederholten Anläſſen vorgezeichneten Beſtimmun⸗ 
gen müſſen inſolange nicht eine günſtigere Fürſorge in geſetzlichen Wege getroffen wird, 
den zur Erhaltung der Volksſchulen verpflichteten Gemeinden gegenüber mit aller Ent— 
ſchiedenheit in Anwendung gebracht werden, zumal es von dem Nachweiſe der 
Dürftigkeit der Witwen anderer Öffentlicher Angeſtellten ſchon lange abgekammen iſt, die 
bisherige Unterſtützungsgebühr einer Lehrerswitwe die geringſte Witwen-Penſion nach an⸗ 
deren offentlichen Angeſtellten bei weitem nicht erreicht, und der Normalſchulfond, 
aus welchem dürftigen Gemeinden Beſoldungsbeiträge für ihre aktiven Lehrer gewährt wer⸗ 
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den, nicht auch noch zu der fo mäßigen Unterſtützung der Lehrerswitwen in Anſpruch ge— 
nommen werden kann.“ Tarnow 18. April 1866. 
L. k. 1185. 
Ugoda miedzy Panstwem Austryackiem i Rosyjskiem zawarta wzgledem 
oplat pocztowych. 

Taz Ugoda z dnia 9. Lut. i 28 Stycz. 1866 L. 30 w oddziale IX. Zbioru Praw 
Panstwa (Reichs- Geſetz⸗ Blatt) wydanego 16. Marca r. b. znajduje sie, 2 ktörej niekiöre 
ustepy dla potrzebnej w korespondencyi wiadomosci podajemy w oryginale: 

„Artikel 9. Zu den Briefpoſtſendungen gehören: Gewöhnliche und recommandirte 
Briefe, gedruckte Sachen unter Kreuz- oder Streifband; offene gedruckte Karten; Sendun— 
gen mit Waarenproben und Muſtern; Zeitungen und Zeitſchriften. 

Das Gewicht einer Briefpoſtſendung ſoll in der Regel 250 Gammel entſpre⸗ 
chend 19 ½ Loth ruſſiſch Gewicht und 15 Loth Zollgewicht, nicht überſchreiten.“ 

„Artikel 10. Das Porto für die Briefe zwiſchen dem kaiſerlich ruſſiſchen und dem 
kaiſerlich öſterreichiſchen Poſtgebiete wird, wie folgt, normirt: 

J. Für die Briefe zwiſchen dem kaiſerlich ruſſiſchen Poſt⸗ 
gebiete und den kaiſerlich öſterreichiſchen Nachbar-Provinzen: 
Galizien, der Bukowina und dem öſtlichen Theile von Schleſten. 

a) ſofern die Correſpondenz aus einer kaiſerlich ruſſiſchen Gränzpoſtanſtalt her— 
rührt, oder nach einer kaiſerlich ruſſiſchen Gränz-Poſtanſtalt beſtimmt iſt: 

Geſammtporto für den einfachen frankirten Brief 10, für einen unfrankirten 15 
Reukreuzer. 

b) ſofern die Correſpondenz aus einer anderen kaiſerlichen ruſſiſchen Poſtanſtalt 
herrührt, oder nach einer anderen kaiſerlichen ruſſiſchen Poſtanſtalt beſtimmt iſt: 

Geſammtporto für den einfachen frankirten Brief 15, für einen unfrankirten Brief 
20 Neukreuzer. 

Als Norm für den einfachen Brief gilt das Gewicht von 15 Grammen, entſpre⸗ 
chend 1 Loth excluſive Zollgewicht und 1 ½¼ Loth ruſſiſch Gewicht. 

Für Briefe im Gewichte über 15 bis 30 Grammen incluſive wird das zweifache, 
im Gewichte über 30 bis 45 Grammen incluſive das dreifache und fo fort für ſchwere 
Briefe das entſprechend ſteigende Porto erhoben. 

Dem Abſender ſteht es frei, gewöhnliche Briefe entweder zu frankiren, oder un⸗ 
frankirt abzuſenden. 

Die obigen Gefammtportofäße werden zwiſchen der kaiſerlich öſterreich iſchen, und 
der kaiſerlich ruſſiſchen Poſtverwaltung halbſcheidlich getheilt. 

In Rußland werden die Gefammtportoſätze von 10, 15, 20 und 30 Kreuzer 
öſt. Währ. von den dortigen Correſpondenten mit 7, 10, 14 und 20 Kopeken Silber erhoben 
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Artikel 11. Für die Local⸗Correſpondenz zwiſchen den ſich gegenüberliegenden 
Gränz⸗Poſtanſtalten ſoll das Geſammtporto nur 5 Kreuzer für den einfachen Brief betra— 
gen; dasſelbe wird zwiſchen der öſterreichiſchen und der ruſſiſchen Poſtverwaltung ebenfalls 
halbſcheidlich getheilt. 

Artikel 12. Es ſteht dem Verſender frei, Briefe zu recommandiren. Der: 
gleichen Briefe müſſen frankirt werden. Es wird für dieſelben das Porto, wie für die ge— 
wöhnliche Briefe und eine Recommandationsgebühr erhoben. Dieſe Gebühr beträgt 10 
Kreuzer öͤſterreichiſcher Währung, reſpective 7 Kopeken Silber für jeden recommandirten 
Brief ohne Unterſchied des Gewichtes; dieſelbe wird ausſchließlich von der Poſtverwaltung 
des Abſendungsgebietes erhoben und bezogen. 

Dem Abſender eines recommandirten Briefes ſteht die Befugniß zu, auf der 
Adreſſe zu verlangen, daß ihm das von dem Empfänger vollzogene Recepiſſe zugeſtellt werde; 
in dieſem Falle muß die Rückſendung des vollzogenen Empfaͤngſcheines nach dem Aufgabe— 
orte des Briefes unverzögert erfolgen. Für die Beſchaffung des Rezepiſſes hat der Abſen— 
der bei der Auflieferung des Briefes eine weitere Gebühr von 10 Kreuzer öſterreichiſche 
Währung, reſpective 7 Kopeken Silber zu entrichten. 

Dieſe Gebühr wird gleichfalls von der abſendenden Poſtverwaltung ungetheilt be— 
zogen. Bei der Rückſendung der Recepiſſe findet ein Gebührenanſatz nicht ſtatt. Geht 
ein recommandirter Brief verloren, ſo ſoll die Poſtverwaltung, in deren Bereich derſelbe 
aufgegeben iſt, gehalten ſein, dem Abſender, ſobald der Verluſt feſtgeſtellt iſt, eine Entſchä— 
digung von 21 Gulden in Oeſterreich oder 13 Rubeln Silder in Rußland zu zahlen, vor— 
behaltlich des Regreſſes an diejenige Poſtverwaltung, in deren Bereich der Verluſt erweislich 
ſtattgefunden hat. 

Die Reclamation muß innerhalb eines Jahres, vom Tage der Aufgabe des Brie— 
fes an gerechnet, erhoben werden, widrigenfalld jede Verpflichtung zur Entſchädigung aufhört. 

Eine Werthsangabe iſt, wie bei allen Briefpoſtſendungen, ſo auch bei recomman— 
dirten Briefen unzuläſſig. 

Artikel 13. Zur Verſendung unter Streif- oder Kreuzband ſollen zugelaſſen 
werden: Zeitungen und Zeitſchriften, ſonſtige gedruckte, litographirte, metallographirte oder 
anderweit auf mechaniſchem Wege hergeſtellte, zur Befoͤrderung mit der Briefpoſt geeignete 
Gegenſtände, ausgenommen die mittelſt der Copirmaſchine oder mittelſt durch Druckes an— 
gefertigten Schriftſtücke. 

Bis zum Gewichte von 40 Grammen, incluſive entſprechend 2 ½ Loth Zollgewicht 
und 3 ½¼ Loth ruſſiſch Gewicht, wird das einfache Porto und für jede fernere 40 Grammen 
um ein einfaches Porto mehr eingehoben. Das Porto wird zwiſchen den beiden Poſtver— 
waltungen halbſcheidlich getheilt. Bei der Vergütung des Portos wird nach Art. 10 verfahren. 

In Oeſterreich wird für das einfache Gewicht das Porto mit 3 kr., für das 
zweifache 5 kr., für das dreifache 8 kr., für das vierfache 10 kr., für das fünffache 13 
kr., für das ſechsfache 15 kr. eingehoben.“ 

O przesytkach 3 pienigdzmi, jako rzadszych zadnego nie podajemy wyciagu. 

Tarnow 3. Maja 1866. 


I Konsystorza Biskupiego, 
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Kanclerz. 
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